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Ber Geſetzentwurf betreffend den Schutz und die 


Ausübung der Fiſcherei. 


(Fortſetzung.) 
[Einleitung ſchädlicher Stoffe in die Fiſchwaſſer. 
88.21 und 22. 
Die 88 21 und 22 behandeln die nicht bloß für die Fiſchzucht, 
ſondern auch für viele andere menſchliche Intereſſen und für das ge⸗ 
ſammte wirthſchaftliche Leben hochwichtige Frage der Einleitung ſchäd⸗ 


Wenn auch die große Frage, wie die der Geſundheit der Men⸗ 
ſchen und zahlreichen anderen Intereſſen ſo nachtheiligen Verunreini⸗ 
gungen der Gewäſſer mehr und mehr beſeitigt werden können, nicht 


vom untergeordneten Standpunkte der Fiſcherei gelöst werden kann, To 


ſoll doch auf die Bundesgenoſſenſchaft, welche die Fiſcherei hierin auch 
den ſanitären Intereſſen gewähren kann, nicht verzichtet werden. Wenn 
das Fiſchereigeſetz hiebei der Fiſcherei den ihr gebührenden Schutz ver⸗ 
ſchafft, werden die Fiſchereiberechtigten und ihre Organe insbeſondere 


Fiſcherei⸗Inſpectoren in gleicher Weiſe wie dies den engliſchen Fiſcherei⸗ 


Inſpectoren unter allſeitiger Zuſtimmung der Bevölkerung 
verdankt wird, für die Reinhaltung der Gewäſſer nicht ſelten mehr 
Sorge tragen als dies durch polizeiliche Organe geſchehen kann. 

Dabei darf aber niemals überſehen werden, daß die Nutzungen, welche 
die Fiſcherei aus den Gewäſſern ſowohl derzeit als bei einer möglichen höheren 
Entwicklung zu ziehen vermag, im Vergleiche zu jenen, welche Induſtrie und 


| Landwirthſchaft aus der jorgfältigen Benützung des Waſſers ſchaffen, ver⸗ 
ſchwindend klein bleiben; dieſen Nutzungen gegenüber kann die Fiſcherei ſtets 


nur als eine untergeordnete Nebennutzung angeſehen werden. Es darf 
daher auch jener Standpunkt nicht verlaſſen werden, welchen in dieſer 
Beziehung im Allgemeinen die Waſſerrechtsgeſetzgebung eingenommen hat. 


licher Stoffe in die Gewäſſer, insbeſondere ſolcher aus landwirthſchaft⸗ Der Grundſatz, daß dort, wo neue Unternehmungen mit bereits 


lichen und gewerblichen Betrieben. — f 
Weder die Landwirthſchaft noch die Induſtrie können die befruch⸗ 
tende, reinigende und bewegende Kraft der Gewäſſer entbehren, insbe⸗ 


beſtehenden in Concurrenz um den Waſſerbezug treten, die beftehen- 
den Unternehmungen geſchützt werden, auch wenn die neuen einen volks⸗ 
wirthſchaftlich höheren Nutzen abzuwerfen verſprechen, findet der 


ſondere laſſen ſich in zahlreichen Fällen die Abfallsſtoffe in anderer Fiſcherei gegenüber keine Anwendung. Nach dem Wortlaute des 8 19 


Weiſe als durch Einleitung derſelben in die Gewäſſer gar nicht ent⸗ 


des Reichswaſſerrechtsgeſetzes „ſteht den Fiſchereiberechtigten gegen die 


fernen. Beide Productionszweige machen daher auch von dem Waſſer Ausübung anderer Waſſerbenützungsrechte nicht das Recht des Wider⸗ 


in dieſen Beziehungen einen ausgedehnten Gebrauch. Aber auch die 
Kehrſeite dieſes Verhältniſſes darf man nicht unberückſichtigt laſſen. 
Von Jahr zu Jahr mehren ſich die Vergiſtungen der Gewäſſer durch 
Einleitung ſchädlicher Stoffe aus industriellen Betrieben; jeder Induſtrie⸗ 
zweig, der in ſolcher Weiſe das Waſſer ſich zu Nutze macht, ſchädigt 
andere Induſtrien, welche reines Waſſer benöthigen oder ſchließt ihr 
Entſtehen ganz aus; in die Grundwaſſer der Ortſchaften werden häufig 
todſchwangere Subſtanzen gebracht, und . andere ſanitäre Uebelſtände 
herbeigeführt. Die Reinhaltung der Gewäſſer von ſolchen Subſtanzen 
iſt bereits in allen Culturſtaaten zur brennenden Frage geworden. Je 
mehr bisher durch allzu große Nachſicht und Unaufmerkſamkeit vernach⸗ 
läſſigt worden iſt, um ſo größer müuͤſſen nun die Anſtrengungen zur Be⸗ 
kämpfung des Uebels ſein. Auch der einſt notoriſch ſehr große Fiſchreich⸗ 
thum unſerer Gebirgsflüſſe und Bäche, der, wenn er ſich in Zahlen aus⸗ 
drücken ließe, eine überraſchend große Summe ergeben würde, iſt ganz vor⸗ 
zugsweiſe der rückſichtsloſen Verunreinigung der Gewäſſer aus Fabriks⸗ und 
Hütten⸗Etabliſſements zum Opfer gefallen. Es fällt dieſes um ſo ſchwerer in 


die Wagſchale als es ſich dabei um ein Nahrungsmittel handelt, wel⸗ | 


ſpruches, ſondern bloß der Anſpruch auf angemeſſene, von der Verwal⸗ 
tungsbehörde auszuſprechende und falls ſich der Betheiligte mit dieſem 
Ausſpruche nicht zufriedenſtellt, von dem Richter feſtzuſetzende Schad⸗ 
loshaltung zu“. An dieſem Grundſatze ift auch in Zukunft feſtzuhalten. 

Allein ungeachtet dieſer vorſorgenden Beſtimmung, zu Gunſten 
anderer Waſſerbenützungsrechte hat das Waſſerrechtsgeſetz dennoch, 
ſo wenig es im Stande war, der Verunreinigung der Gewäſſer 
entſprechend vorzubeugen, die berechtigten Wünſche, welche Namens 
der Induſtrie und Landwirthſchaft erhoben werden, nicht vollſtändig 
befriedigt. Die bei der Debatte im Abgeordnetenhauſe in dieſer Rich⸗ 
tung erhobenen Klagen beziehen ſich zum Theile auf Fälle, welche 


nach dem neuen Waſſerrechtsgeſetze entſchieden worden ſind. Der Grund 


dieſer Erſcheinung liegt, abgeſehen von der Schwierigkeit der Handhabung 
auch des beſten Geſetzes unter ſo widerſtreitenden Anſprüchen und ſelbſt 
techniſch ſchwer zu behandelnden Verhältniſſen in der Mangelhaftigkeit 
der Waſſerrechtsgeſetzgebung ſelbſt. 

Dem erwähnten § 19 des Reichswaſſerrechtsgeſetzes ſteht 8 10 
desſelben Geſetzes und ſtehen ſchwer zu vereinbarende Beſtimmungen der 


ches in anderer Weiſe gar nicht erſetzt werden kann. Uebereinſtimmend Landeswaſſerrechtsgeſetze faft unvermittelt gegenüber. Nach § 10 des 


ſind in dieſer Beziehung die Klagen aus. allen öſterreichiſchen Ländern 
und zahlreich find überall die Beispiele der in ſolcher Weiſe herbeige⸗ 


führten Vernichtung des Fiſchbeſtandes großer einſt fiſchreicher Gewäſſer. 


Reichswaſſerrechtsgeſetzes darf ſelbſt der Eigenthümer eines Privatge⸗ 
wäſſers keine, das Recht eines anderen beeinträchtigende Verun⸗ 
reinigung des Waſſers verurſachen; ſämmtliche Landesgeſetze verbieten 


jede Benützung öffentlicher Gewäſſer, welche auf die Beſchaffenheit des 
Waſſers Einfluß nehmen kann und ſchreiben überdies vor, daß ſelbſt 
die bewilligten Anlagen und Vorrichtungen von dem Beſitzer in 
einem ſolchen Zuſtande herzuſtellen und zu erhalten ſind, daß ſie der 
Fiſcherei keine unnöthige Erſchwerung oder Beeinträchtigung ver⸗ 
urſachen. 

Es bedarf keiner weiteren Auseinanderſetzung, daß dieſen Geſetzes⸗ 
beſtimmungen in der Praxis eine Anwendung gegeben werden kann, 
welche den induſtriellen und landwirthſchaftlichen Unternehmungen die 
Einleitung der Abfallsſtoffe in die Gewäſſer als ſchädliche Verunreini⸗ 
gung geradezu verbietet, oder welche ſolche Einleitungen als vermeid⸗ 
liche, daher unnöthige Erſchwerungen oder Beeinträchtigungen anſieht 
und zur Vermeidung derſelben anch den bereits beſtehenden Anlagen 
unverhältnißmäßige Opfer auferlegt. Auch § 19 des Reichswaſſerrechts⸗ 
geſetzes, welchen man als die größte Bevorzugung der übrigen Waſſer⸗ 
benützungsrechte gegenüber der Fiſcherei anzuſehen pflegt, erleidet eine 
verſchiedene Auslegung. Schon iſt wiederholt der Beſtimmung des 8 19 
gegenüber der Zweifel aufgetaucht, ob den Fiſchereiberechtigten das Recht 
der Einſprache nur gegenüber von bereits beſtehenden Waſſerbenützungs⸗ 
rechten entzogen iſt, oder ob dieſelben auch der neuen Erwerbung ſol⸗ 
cher Rechte einen Widerſpruch nicht entgegenſetzen durfen; ferner ob das 
Widerſpruchsrecht nur beſeitigt iſt gegen die Entſtehung neuer Be⸗ 
triebsunter nehmungen, oder ob jede Betriebsunternehmung ſofort 
auch unbehindert durch die Einſprache der Fiſchereiberechtigten das Recht 
zur Einleitung ſchädlicher Stoffe in die Fiſchwaſſer in Anſpruch 
nehmen kann. 

Die Waſſerrechtsgeſetze ſind noch zu kurze Zeit in Geltung, als daß 
ſich ſchon jetzt über dieſe Fragen eine feſtſtehende Praxis hätte bilden 
können. 

Es ſoll hier von jeder weiteren bei der Unklarheit der Norm 
und den unvermittelten, theilweiſe widerſprechenden Beſtimmungen 
anderer Geſetzesſtellen jedenfalls ſchwierigen Auslegung abgeſehen werden; 
keinem Zweifel aber kann es bei eingehender Erwägung der thatjäch- 
lichen Verhältniſſe unterliegen, daß, jo wenig geſichert Induſtrie und 
Landwirthſchaft durch § 19 find, andererſeits auch das den Fiſcherei⸗ 
berechtigten als Erſatz gebotene Recht auf Schadloshaltung in den meiſten 
Fällen ein illuſoriſches iſt. Wenn nach einer neuen Einleitung ſchäd⸗ 


licher Stoffe in die Fiſchwaſſer plötzlich ein ſogenannter „Fiſchaufſtand“ 


entſteht und die getödteten Fiſche auf der Oberfläche des Waſſers 
ſchwimmen und gezählt werden können, dann mögen die Verwaltungs⸗ 
behörden und die Gerichte in quali und quanto genügende An⸗ 
haltspunkte für das Erkenntniß auf Schadeuerſatz finden; wenn aber 
die Abnahme der Fiſche nur allmälig und unmerklich erfolgt, dann 
iſt der Beweis des Schadens kaum zu erbringen, zumal wenn 
in meilenweiter Entfernung vom Orte der Einleitung Fiſchereiberech⸗ 
tigte eine Abnahme ihrer Fiſche als Folge ſolcher Einleitungen behaupten. 


Welche der oft zahlreichen Unternehmungen, die ſich am Fiſchwaſſer Sämmtliche neue Fiſchereigeſetze belegen ferner die Uebertretung 


befinden, ſoll entſchädigen und nach welchem Maßſtabe ſoll unter 
mehrere Unternehmungen der Erſatz vertheilt werden; ſoll nur jener 
Schaden vergütet werden, welchen der bisherige aus zahlreichen Urſachen 
höchſt mangelhafte Fiſchereibetrieb erleidet, oder ſoll auch jener Nutzen 


berechnet werden, den der Fiſchereiberechtigte durch künſtliche Fiſchzucht 


und andere rationelle Betriebsmittel ziehen könnte? 

So ſtoßt man in der dermaligen Waſſerrechtsgeſetzgebung in 
dieſer wichtigen Frage auf zahlreiche unvermittelte Widerſprüche, Un⸗ 
klarheiten und Mängel, welche bald die Induſtrie und Landwirthſchaft, 
bald die Fiſcherei ungebührlich ſchädigen und allzu ſehr darauf angelegt 
find, koſtſpielige Proceſſe hervorzurufen. Die Waſſerrechtsgeſetzgebung 
hat aber auch gar nicht beabſichtigt, eine vollſtändige und zureichende 
Regelung dieſer Verhältniſſe zu geben, ſämmtliche Landesgeſetze über 
das Waſſerrecht enthalten vielmehr die Beſtimmung: „Die Benützung 
der Gewäſſer zur Fiſcherei wird in der Fiſchereiordnung geregelt.“ 

Leider hat der Entwurf des Fiſchereigeſetzes den Erwartungen 
gerade in dieſer ſo wichtigen Frage nicht entſprochen; auch hat derſelbe 
die in den meiſten neueren Fiſchereigeſetzen und in den internationalen 
Uebereinkünften vorliegenden Muſter unberückſichtigt gelaſſen. Die Un⸗ 
klarheit der Faſſung hat wohl auch am meiſten jenen Widerſpruch her⸗ 
vorgerufen, welchen die Beſtimmungen der 88 21 und 22 ſchon bei 
der Generaldebatte über das Fiſchereigeſetz im Abgeordnetenhauſe ge⸗ 
funden haben. 


62 


Der Geſetzentwurf hat die drei Momente, nach welchen das Ver⸗ 
hältniß der Fiſcherei in dieſer Frage geſetzlich zu regeln iſt, nämlich 
a) gegenüber den ſchädlichen Einleitungen, welche auf keiner erlangten 

Berechtigung beruhen, 

b) gegenüber der Erwerbung neuer Berechtigungen zu ſolchen Ein⸗ 
leitungen, 
c) gegenüber von bejtehenden Berechtigungen 

nicht ſtrenge auseinander gehalten, er verwechſelt ſtellenweiſe die 
Berechtigung zu ſolchen Einleitungen mit der Berechtigung zu land⸗ 
wirthſchaftlichen oder gewerblichen Betriebsunternehmungen ſelbſt; endlich 
bringt der Entwurf bezüglich obiger drei Momente, insbeſondere jener 
ad a und b überhaupt keine neue Regelung, ſondern beſchränkt 
ſich darauf, die, wie oben dargeſtellt, unklaren Beſtimmungen der 
Waſſerrechtsgeſetzgebung in das Fiſchereigeſetz zu übertragen, zuweilen 
ſogar mit einer irrigen bald der Fiſcherei, bald der Induſtrie oder 
Landwirthſchaft ungünſtigen Auslegung. 

Ad a) Gegenüber den ſchädlichen Einleitungen, welche auf 
keiner erlangten Berechtigung berühen, enthalten 
alle neueren Fiſchereigeſetze ein unbedingtes, durch Strafen ſanctionirtes 
Verbot: aus landwirthſchaftlichen oder gewerblichen Betrieben Stoffe 
von ſolcher Beſchaffenheit und in ſolchen Mengen einzuwerfen, einzu⸗ 
| 


leiten oder einfließen zu laſſen, daß dadurch fremde Fiſchereirechte ge⸗ 
ſchädigt werden können, oder ſonſtige landwirthſchaftliche oder gewerb⸗ 
liche Verrichtungen vorzunehmen, welche die gleiche Wirkung haben können. 
Anſtatt dieſe auch dem Geiſte der öſterreichiſchen Waſſerrechtsgeſetzgebung 
vollkommen entſprechende Beſtimmung einfach in das öſterreichiſche 
Fiſchereigeſetz aufzunehmen und in ſolcher Weiſe auch die gleichlautende 
internationale Geſetzgebung auch den öſterreichiſchen Fiſchwaſſern zu⸗ 
gänglich zu machen, ſtellte der $ 21 der Regierungsvorlage, ſowie 
§ 21 des den Wortlaut der Regierungsvorlage verbeſſernden Ausſchuß⸗ 
antrages den Satz an die Spitze, daß durch die Benützung des Waſſers 
von Seite eines hiezu Berechtigten keine vermeid liche Er⸗ 
ſchwerung oder Beeinträchtigung der Fiſcherei verurſacht werden darf. 
„Es iſt daher insbeſondere nicht geſtattet, Fabriksabgänge oder andere 
Stoffe in das Fiſchwaſſer einzulegen oder einzuwerfen — und ſonſtige 
landwirthſchaftliche oder gewerbliche Verrichtungen in denſelben vorzu⸗ 
nehmen, wenn hiedurch eine vermeid liche Erſchwerung oder Be⸗ 
einträchtigung der Fiſcherei verurſacht wird. Dieſe Beſchränkungen treten 
dort nicht ein, wo ſich die Berechtigung einer derartigen Waſſerbenützung 
ans dem Geſetze oder aus einem beſonderen Privatrechtstitel oder aus 
der ertheilten behördlichen Coneeſſion ableiten läßt.“ 

Abgeſehen von dem Widerſpruche zwiſchen den Eingangsworten, 
welche auch dem Berechtigten jede vermeidliche Erſchwerung 
oder Beeinträchtigung der Fiſcherei verbieten und den Schlußworten, 
welche die Berechtigten vom Verbote ausnehmen, wird durch dieſe Be⸗ 
ſtimmung den Fiſchereiberechtigten auch unberechtigten Einlei⸗ 
tungen gegenüber der ſchwierige Beweis der Vermeidlichkeit auferlegt. 


des Verbotes ſchädlicher Einleitungen mit beſtimmten theilweiſe ſehr 


keine ſolche Strafſanction, weil, wie die Motive zum § 21 bemerken, 
es der Behörde überlaſſen bleibt, die Strafſanction für die Außeracht⸗ 
lafſung jener ihrer Verfügungen feſtzuſtellen, welche nach Zulaß der 
Umſtände auf Grund des § 21 im einzelnen Falle für ein beſtimmtes 
Waſſergebiet dieſe oder jene Waſſerbenützung als der Fiſcherei ſchädlich 
und unſtatthaft erklären werden! 

Daß dieſe Anſchauung, welche ſelbſt gegen den Grundſatz nulla 
poena sine lege zu verſtoßen ſcheint, der Fiſcherei gerade in dieſer 

höchſt wichtigen Frage keinen im Geſetze begründeten Schutz ge: 
währe, fällt von ſelbſt in die Augen. 

Es liegt ſchon im allgemeinen Culturintereſſe unberechtigte 
ſchädliche Einleitungen in die Fiſchwaſſer unbedingt zu verbieten und 
zu ſtrafeu; es kann durch ein ſolches Verbot auch das Intereſſe der 
Induſtrie und Landwirthſchaft nur gefördert werden. 

Ad b) Da weder die Fabriken und die Gewerbe noch die Land⸗ 
wirthſchaft die Gewäſſer zur Ableitung und Abführung ihrer ſchädlichen 
Stoffe oder zur Vornahme fiſchfeindlicher Verrichtungen in denſelben 
jemals werden entbehren können, jo müſſen im Geſetze die Bedingungen 
und die Modalitäten genau feſtgeſtellt werden, unter welchen in Zu⸗ 
kunft zu Gunſten der Induſtrie und der Landwirthſchaft Ausnahmen 
vom Verbote zuläſſig ſind. 


empfindlichen Strafen. Der öſterreichiſche Entwurf enthält im $ 29 


= 


Nach dem Wortlaute des Entwurfes hat es den Anſchein als 
ob derlei Berechtigungen in Zukunft auch durch beſondere Privat⸗ 
rechtstitel erworben werden könnten. Ein ſolcher Grundſatz wäre 
ſowohl der Fiſcherei als auch anderen Intereſſen nachtheilig. Es könnte 
ein Vertrag mit dem nächſten Fiſchereiberechtigten abgeſchloſſen werden, 
in deſſen Fiſchereiſtrecke ummittelbar die Einleitung geſchieht, während 
der Nachtheil möglicher Weiſe weit hin ſich erſtreckt. Es muß daher 
unbedingt in das Fiſchereigeſetz der Grundſatz aufgenommen werden, 
daß zu jeder Ausnahme von obigem Verbote die behördliche 
Bewilligung erforderlich ſei. Für dieſe behördliche Bewilligung 
ſelbſt aber muß eine ſichere Regel gegeben werden, wann ſie zu er⸗ 
theilen iſt und wann nicht. 

Der Entwurf ſieht von der Aufſtellung einer ſolchen Norm ganz 
ab, indem derſelbe einfach nur den § 19 des Waſſerrechtsgeſetzes citirt 
und insbeſondere die Motive hierauf verweiſen. Daß aber gerade in dieſer 
Beziehung die Waſſerrechtsgeſetzgebung an unvermittelten Widerſprüchen 
und Unklarheiten leide, welche bald die Induſtrie oder Landwirthſchaft, 
bald die Fiſcherei ſchädigen, iſt ſchon oben dargeſtellt. 

Das Fiſchereigeſetz hat daher über dieſen Gegenſtand eine klare 
und beſtimmte Norm zu geben und dabei nur den geſunden Grund⸗ 
ſatz des § 19 des Reichswaſſerrechtsgeſetzes ohne ſich an den unklaren 
Wortlaut anzuklammern, vollſtändig zur Geltung zu bringen, in dem 
Sinne, daß der bloße Beftand eines Fiſchereirechtes, welches durch eine 
ſolche Einleitung Schaden nehmen könnte, die Genehmigung nicht be⸗ 
hindern dürfe; das Fiſchereigeſetz hat ſich daher nicht auf den der Fiſcherei 
allerdings günſtigeren Standpunkt des Rechtsſchutzes zu ſtellen, ſondern 
auf den Standpunkt des höheren volkswirthſchaftlichen Intereſſes, 
ein Standpunkt, welchen auch überall die neue Fiſchereigeſetzgebung ein⸗ 
nimmt, etwa in folgender Faſſung: „Derlei Genehmigungen ſollen in 
Zukunft nur gegen vollſtändige Entſchädigung der Fiſchereiberechtigten 
und nur daun ertheilt werden, wenn die für den landwirthſchaftlichen 
oder induſtriellen Betrieb in Anſpruch genommene Einleitung oder 
ſonſtige Benützung größere national⸗ökonomiſche Vortheile als das da⸗ 
bei betheiligte Intereſſe der Fiſchereiberechtigten erwarten läßt“. 

Eine ſolche Beſtimmung würde in jedem einzelnen Falle von den 
verſchiedenen dabei betheiligten Intereſſen das überwiegende ſchützen 
und den Verwaltungsbehörden für die Ertheilung der Bewilligung eine 
ſichere Norm geben. Daß dabei die Induſtrie mit ihren in der Regel 
überwiegenden Intereſſen nicht zu kurz käme, braucht keines Beweiſes. 

Inſoweit es ſich um die Benützung des Waſſers zu Bergwerks⸗ 
zwecken handelt, enthält das allgemeine öſterreichiſche Berggeſetz in 8 105 
die gleiche billige Löſung, indem es verordnet, daß der für den Berg⸗ 
bau in Anſpruch genommene Waſſergebrauch dann bewilligt werden 
muß, wenn derſelbe größere national⸗ökonomiſche Vortheile 
als die bisherige Benützung erwarten läßt. — Dem gleichen Principe 
huldigt auch das Waſſerrecht bei anderen Fällen, z. B. bei den Be⸗ 
ſtimmungen über Stauwerke, wobei ebenfalls der überwiegende Vor⸗ 
theil für die Entfcheidung maßgebend iſt u. dgl. Es geht daraus her⸗ 
vor, daß die öſterreichiſche Geſetzgebung in dieſen Beſtimmungen es ganz 
gut verſtanden hat, jederzeit das höhere national⸗ökonomiſche Intereſſe 
zu ſchützen. 

Dasjenige was die Verwaltungsbehörde in der Bewilligung noch 
weiter zu veranlaſſen hat, iſt im Entwurfe keineswegs klar normirt. Es 
ſoll heißen: „In der Genehmigung ſind die geeigneten Maßregeln anzu⸗ 
ordnen oder zu bezeichnen, welche den möglichen Schaden für die Fiſcherei⸗ 
berechtigten auf das thunlich kleinſte Maß beſchränken.“ 

Ad ec) Das Moment c, nämlich das Rechtsverhältniß der Fiſcherei 
gegenüber von beſtehenden Verechtigungen zur Einleitung ſchädlicher 
Stoffe in die Fiſchwaſſer iſt im Entwurfe theils im 8 21, theils im 
8 22 vermiſcht und eben dadurch unklar normirt. Die Hereinbeziehung 
der Waſſerrechtsgeſetze, welche den behördlich bewilligten Anlagen vermeid⸗ 
liche Erſchwerungen oder Beeinträchtigungen der Fiſcherei verbieten auf 
den Fall der hier zu normirenden Einleitungen iſt nicht unbedenklich für 
das industrielle und landwirthſchaftliche Intereſſe. 

Den bei Erlaſſung dieſes Geſetzes bereits vorhandenen An⸗ 
lagen ſind auch jene beizuzählen, welche in Gemäßheit des vorausgehen⸗ 
den $ 21 nach Erlaſſung des Geſetzes bewilligt werden. Der Ausdruck 
„beſtehenden“ läßt es zweifelhaft, ob beide Arten darunter verſtanden 
werden. Auch iſt es unrichtig, das Wort „beſtehenden“ auf die Anlagen 
zu beziehen; es ſoll auf vorhandene Ableitungen bezogen werden — 
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ſonſt könnte jede derzeit bereits beſtehende Fabrik und jedes Landwirthſchafts⸗ 
gut beliebig neue Ableitungen machen. 

Die Textirung „inſoferne es ohne Nachtheil für den Zweck dieſer 
Anlagen zuläſſig iſt“ iſt zu unbeſtimmt und ſollte durch die klarere „ohne 
unverhältnißmäßige Beläſtigung des Betriebes ausführbar“ — erſetzt wer⸗ 
den. Was die Koſten betrifft, ſo erſcheint folgende Beſtimmung zweckmäßig: 
In ſo weit der Inhaber der Anlage nicht auf Grund anderweitig 
beſtehender Geſetze oder beſonderer Rechtstitel zur Beſtreitung der Koſten 
verpflichtet iſt, hat ſie der Antragſteller zu beſtreiten. 

Das Röſten (Röten) von Flachs und Hanf in fließenden Ge⸗ 
wäſſern iſt in den meiſten öſterreichiſchen Ländern durch beſtehende ältere 
Geſetze verboten, das Verbot wird aber wenig gehalten. 

Wegen des ſo häufigen Vorkommens dieſes Verhältniſſes, das in 
manchen Gegenden im Intereſſe der Flachscultur unentbehrlich iſt und 
da mit Rückſicht auf die dermal ſchon beſtehenden Geſetze und Verhält⸗ 
niſſe eine andere Beſtimmung mehr entſpricht, ſollte dieſes Verhältniß 
nicht im § 21, ſondern in einem ſelbſtſtändigen Paragraphe und zwar 
entſprechend den bisher z. B. in Oberöſterreich geltenden Geſetzen in 
folgender Weiſe normirt werden: 

„Das Röten von Flachs und Hanf in fließenden Gewäſſern iſt 
verboten. Ausnahmen von dieſem Verbote kann die Verwaltungsbehörde 
jedoch immer nur widerruflich für ſolche Gemeindebezirke oder größere 
Gebietstheile zulaſſen, wo die Oertlichkeit für die Anlage zweekdienlicher 
Rötegruben nicht geeignet iſt und die Benützung fließender Gewäſſer 
zur Flachs⸗ und Hanfbereitung zur Zeit nicht entbehrt werden kann“. 

Das in den § 21 aufgenommene Gebot, bei Ausleitungen aus 
Fiſchwaſſern zu Bewäſſerungszwecken ſo viel Waſſer zurückzulaſſen, als 
zur Erhaltung der Fiſche unerläßlich nothwendig iſt, haben die neueren 
Fiſchereigeſetze fallen laſſen. Mit Rückſicht auf die im Allgemeinen 
überwiegenden Vortheile der Wieſenbewäſſerung, gegenüber der 
Fiſchzucht in ſolchen kleinen Wieſengräben, erſcheint ein ſolches Gebot 
jedenfalls bedenklich und geeignet viele Conflicte zwiſchen Fiſchereiberech⸗ 
tigten und Landwirthen herbeizuführen, da der Fall faſt bei jedem klei⸗ 
nen Wieſenbache vorkommt. Die Streichung dieſer Beſtimmung erſcheint 
räthlich. — 

Fiſchſtege. 
88 23 und 24. 

Die Beſtimmungen der 88 23 und 24 über Fiſchſtege werden 
von den Beſtimmungen der §8 35 bis 42 des preußiſchen Fiſcherei⸗ 
geſetzes an Klarheit und Vollſtändigkeit weit übertroffen. Das preußiſche 
Geſetz ſchützt auch die Intereſſen der Induſtrie beſſer, und gewährt 
doch der Fiſchzucht den nöthigen Schutz. Der öſterreichiſche Entwurf 
hat ſich auch hier in die Beſtimmungen des Waſſerrechtes verſtrickt. 
Bei Erlaſſung des letzteren lag die Abſicht nicht vor, im Waſſer⸗ 
rechtsgeſetze Beſtimmungen über die Fiſchſtege zu treffen. Es iſt dies 
Aufgabe des Fiſchereigeſetzes und dieſes hat hier ſelbſtſtändig vorzugehen. 
Statt ſolche ſelbſtſtändige Beſtimmungen aufzuſtellen, erklärt der Entwurf 
im $ 23 ſelbſt bei Bewilligung neuer die Wanderung der Fiſche 
hindernder Anlagen die Herſtellung von Fiſchſtegen nur zuläſſig, 
„inſoweit die Beſtimmung des § 19 des Waſſerrechtsgeſetzes nicht ent⸗ 
gegenſteht“ und „inſoweit es mit dem Zwecke der bewilligten Anlagen. 
vereinbarlich iſt“ — und in gleicher Weiſe § 24 bei beſtehenden 
Wehren und dgl. Anlagen „inſoferne es ohne Nachtheil für den Zweck 
dieſer Anlagen zuläſſig iſt.“ Mit ſolchen unklaren Beſtimmungen iſt 
der Anlaß zu großem Streit gegeben und für die entſcheidenden Be⸗ 
hörden wenig Anhalt zur ſicheren Entſcheidung, während das preußiſche 
Geſetz klar beſtimmt, in welchen Fällen die Bewilligung zur Herſtellung 
von Fiſchſtegen gegeben werden muß, unter welchen Modalitäten die 
Ausführung zu geſchehen hat, welche Ausnahmen einzutreten haben 
und dgl. 2 

Das preußiſche Geſetz räumt das Recht zur Anlegung von Fiſch⸗ 
ſtegen auch dem Staate im öffentlichen Intereſſe ein, weil ſich für 
dieſe weittragende Maßregel, welche ihre Wirkung auf das ganze Fluß⸗ 
gebiet oberhalb des Fiſchſteges erſtreckt, eine Concurrenz von Fiſcherei⸗ 
berechtigten zur Herſtellung koſtſpieliger Anlagen ſelten findet. Auch 
gewährt dasſelbe für Herſtellung von Fiſchſtegen das Expropriations⸗ 
recht für den dazu erſorderlichen Grund und Boden. Es enthält endlich 
Beſtimmungen über die Benützung der Fiſchſtege (Offenhaltung derjelben) 


um hierin den verſchiedenen ſich widerſtreitenden Intereſſen gerecht zu 
werden. Als Beweis wie ſehr die preußiſche Regierung die Herſtellung 
von Fiſchſtegen auf Staatskoſten ernſtlich betreibt, möge dienen, daß 


erſt kürzlich vom landwirthſchaftlichen Miniſterium in Berlin ein Bau⸗ 
techniker nach England entſendet wurde, um die Kunſt, Fiſchſtege nach 
engliſchem Mufter zu bauen, kennen zu lernen, und nach dieſen 
Erfahrungen mit dem Bau der Fiſchſtege, wo fie nothwendig find, 
fofort zu beginnen. Solange es in der öſterreichiſchen Geſetzgebung an 
ſolchen Beſtimmungen fehlt wie ſie das preußiſche Geſetz enthält und der 
Entwurf hiernach nicht vervollſtändigt iſt, wird bei uns die Einführung 
von Fiſchſtegen auf zahlreiche Hinderniſfe ſtoßen. 

Fiſchſtege ſind übrigens nicht bloß an Waſſeranlagen, ſondern auch 
bei natürlichen Hinderniffen der Wanderung, z. B. bei Waſſerfällen noth⸗ 
wendig. Auch für dieſen Fall fehlt eine Beſtimmung im Entwurfe. 

(Schluß folgt.) 


LE aus der Praxis. 


Anwendbarkeit der Bestimmung der Geſindeordnung auf bei einer 
Actiengeſellſchaft beſtellte Amtsdiener. 


Karl Sch. war bei der Filiale der Verſicherungsactiengeſellſchaft 
z gegen einen Monatlohn von 40 fl. auf 6wöchentliche Kündigung 
als Kanzleidiener angeſtellt, nachdem er aber zu Weihnachten 1873 er⸗ 
krankt iſt, erhielt er, nach ſeiner Behauptung, zu Neujahr 1874 eine 
14tägige Kündigung, wobei ihm jedoch für Jänner 1874 der Betrag 
von 30 fl. an Lohn ausgezahlt, der Reſt per 10 fl. aber bis zur 
Rückſtellung der Livrée zurückbehalten wurde. 

Er trat ſomit gegen die genannte Filiale klagbar auf und ſtellte 
das Begehren auf Zahlung eines Lohnrückſtandes von 170 fl. 

Das k. k. ſt. d. B. G. für die innere Stadt Wien hat mit 
Urtheil vom 28. December 1874, Z. 54231, dem Kläger den Betrag 
von 10 fl. bei dem Umſtande, als der geklagten Filiale wegen der 
Livrée kein Retentionsrecht zufteht, unbedingt, den weiteren Betrag 
von 20 fl. aber bedingt gegen Ablegung des aufgetragenen Haupteides, 
„es ſei nicht wahr, daß er den ihm als Kanzleidiener der geklagten 
Filiale für die Zeit bis Mitte Februar 1874 gebührenden Gehalt 
wöchentlich bis auf den Betrag von 10 fl. beheben ließ“, zuerkannt. 

Der Reſtbetrag von 140 fl. endlich, welchen der Kläger noch 
für weitere 3½ Monate, nämlich bis Ende Mai 1874, als Monat⸗ 
lohn aus dem Grunde anſprach, weil ihm nicht gehörig gekündet 
worden iſt und er ſich am 16. April 1874 zum Wiedereintritte ge⸗ 
meldet hat, wurde ihm gleichfalls unbedingt zugeſprochen, weil die 
Kündigung als gehörig erfolgt nicht angeſehen werden kann und der 
Umſtand, daß der Kläger ſich zum Widereintritte gemeldet hat, nicht 
widerſprochen worden iſt, weil endlich die Einwendung der Geklagten 
daß nach der Wiener Dienſtbotenordnung vom 1. Mai 1870, $- 97 ein 
erkrankter Dienſtbote nur einen 14tägigen Lohn anzuſprechen hat und 
der Dienſtgeber an die Kündigungsfriſt nicht gebunden iſt, keine Berück⸗ 
ſichtigung verdient, indem die Dienſtbotenordnung nach 8 4 auf 
Kanzleidiener keine Anwendung findet. 

Ueber Appellation der geklagten Filiale hat das k. k. öſterr. 
O. L. G. mit Entſcheiduug vom 13. April 1875, Z. 3833, das 
erſtrichterliche Urtheil in Bezug auf die Theilbeträge von 10 und 20 fl. 
beſtätigt, bezüglich des Reſtes von 140 fl. aber abgeändert und den 
Kläger mit dieſem Theile des Klagebegehrens unbedingt abgewieſen. 

Gründe: Bezüglich des Theilbetrages von 140 fl., welchen 
der Kläger für die Zeit von Mitte Februar bis Ende Mai 1874 an⸗ 
ſpricht, gründet ſich das Erkenntniß auf folgende Erwägungen: Der 
Kläger gibt ſelbſt an, daß er vom 24. December 1873 an durch 
Krankheit verhindert war Dienſte zu leiſten und in dem von ihm bei⸗ 
gelegten ärztlichen Zeugniſſe wird beſtätigt, daß er vom 24. Dec. 1873 
bis 15. April 1874 an Gelenkgicht erkrankt war und ſeine Geſund⸗ 
heitsverhältniſſe auch zur Zeit der Ausſtellung dieſes Zeugniſſes derart 
waren, daß er zur Dienſtleiſtung noch nicht geeignet war. 

Nach § 97 der Geſindeordnung für Wien iſt der Dienſtgeber an 
die Aufkündigungsfriſt nicht gebunden, wenn der Dienende den Dienft aus 
was immer für einer Urſache zu verſehen unfähig iſt. Dieſe Beſtimmung 
gilt auch für den Kläger, der bei der geklagten Filiale als Kanzleidlener 
bedienſtet war, da er als ſolcher nicht zu jenen Perſonen gezählt werden 
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kann, welche die Geſindeordnung in Nr. 4 aus der Zahl der Dienſt⸗ 
boten deshalb ausnimmt, weil zur Bekleidung ihrer Verrichtungen eine 
wiſſenſchaftliche Vorbereitung erforderlich wird. 

Die geklagte Geſellſchaft kann demnach gegen ihren Willen nicht 
verhalten werden, über die Mitte Februar 1874 hinaus dem Kläger den 
für ſeine Dienſte bedungenen Lohn weiter zu bezahlen für eine Zeit, 
während welcher der Kläger an der Dienſtleiſtung durch Krankheit fortwäh⸗ 
rend verhindert war, mithin einen Lohn zu verdienen außer Stande war, 
oder den Kläger nach theilweiſer Herſtellung wieder aufzunehmen, weil 
der Geklagte, wie erwähnt, nach der noch derzeit in Wirkſamkeit beſtehenden 
Geſindeordnung den Dienſtvertrag ohne Rückſicht auf die Aufkündigungs⸗ 
friſt aufzuheben befugt war und zu einer weitergehenden Zahlung des 
Lohnes, als ſie ſelbſt zugeſtanden hat, in ſolchem Falle weder nach 
dem a b. G. B., noch nach beſonderen Vorſchriften verpflichtet war. 
Es kann daher auch der Einwendung des Klägers, daß die Kündigung 
mit Bezeichnung einer kürzeren Aufkündigungsfriſt, als vertragsmäßig 
bedungen war, geſchehen iſt, und daß die Kündigung Anfangs Jänner 
1874 wieder zurückgenommen worden ſei, kein Einfluß auf die Ent⸗ 
ſcheidung eingeräumt werden. 

Ueber das Reviſionsbegehren des Klägers hat der k. k. oberſte Ge⸗ 
richtshof mit Entſcheidung vom 8. Juli 1875, Z. 6097 das o. g. Urtheil 
aus deſſen Gründen beſtätiget. Ger.⸗H. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Secretär der Generaldirection der Tabakregie 
Franz Koſch zum Leiter der chemiſch⸗techniſchen Verſuchsanſtalt des Muſeums 
für Kunſt und Induſtrie ernannt und demſelben taxfrei den Titel eines Regierungs⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Seeretär der nieder⸗öſterr. Finanzprocuratur 
Dr. Felix Bauer taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsführer der priv. Südbahn⸗Geſellſchaft 
Georg Forſter das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Liquidator der allerhöchſten Privat⸗ und Fami⸗ 
lienfonds⸗Caſſendirection, kaiſerl. Rathe Moriz Ritter v. Jahnel bei deſſen 
Penſionirung den Titel eines Regierungsrathes verliehen, ferner bei dieſer Direction 
den Caſſier Felix Nitſch unter gleichzeitiger Verleihung des Titels eines kaiſerl. 
Rathes zum Liquidator und Hauptrechnungsführer und den Liguidatursadjuncten 
Heinrich Winter zum Caſſier ernannt, endlich dem erſten Officiale Franz Smrzfa 
den Titel eines Caſſeadjuncten verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Zolloberamts⸗Controlor des Hauptzollamtes zu 
Wien Franz Holzer den Titel und Charakter eines Zolloberamtes-Vicedirectors 
verliehen. 


Erledigungen. 


Concipiſtenſtelle bei der ſchleſ ſigten Landesregierung in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe, bis 24. April. (Amtsbl. Nr. 81.) 

Prakticantenſtelle beim ober⸗öſterr. Landesausſchuſſe mit 500 fl. Adjutum, 
bis 24. April. (Amtsbl. Nr. 

Bautechniker mit 1000 fl. zo für die marine⸗ärariſchen Bauten in 
Pola, bis 25. April. (Amtsbl. Nr. 87. 

Kanzliſtenſtelle bei dem k. k. a Rechnungshofe in der eilften Rangs⸗ 
laſſe, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 80. 

Steuer⸗Oberinſpectorsſtelle in Ober Berri in der VIII. Rangsclaſſe 
eventuell eine Steuer⸗Inſpectorsſtelle in der IX. Rangsclaſſe. (Amtsbl. Nr. 87.) 

Bezirksarztesſtelle in Storozynetz in der neunten Rangsclaſſe, bis 1. Mai. 
Amtsbl. Nr. 82.) 


Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univ.⸗ Buchhandlung in Wien. 
Soeben iſt complet erſchienen: 
Handbuch für den polikiſchen Verwaltungs dienſt 
in den 
im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 


\ mit beſonderer Berückſichtigung 
der dieſen Ländern gemeinſamen Geſetze und Verordnungen. 
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dit 1. Mai 1876 erliſcht dieſer Subſeriptians-Preis und 
tritt ein erhöhter Ladenpreis ein! 
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